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Nach der Klimakonferenz:
Enttäuscht, aber nicht entmutigt 

„Wir sind der Meinung, dass noch viel
getan werden muss, um Klimagerech-
tigkeit zu erreichen, insbesondere für
Gemeinschaften im globalen Süden. Sie
sind mit den schlimmsten Auswirkun-
gen des Klimawandels konfrontiert und
haben am wenigsten zu ihm beigetra-
gen“, so resümiert der Zusammen-
schluss ökumenischer Hilfsorganisatio-
nen, ACT Alliance, die Ergebnisse der
Weltklimakonferenz in Glasgow .

„Was verhandelt wurde, geht nicht
weit genug, um konkrete Lösungen für
die Klimakrise anzubieten. Ohne
Details und Taten sind die Versprechen
leer.“

Begrüßt wird dass einzelne Länder
wie Schottland und Dänemark sich ver-
pflichteten, ihre Mittel für die Klima-
finanzierung im Globalen Süden deut-
lich aufzustocken. 

Die Welt braucht jedoch dringend
mehr Ehrgeiz und konzertierte Akti-
onen, um Klimagerechtigkeit zu errei-
chen und die globale Erwärmung auf
1,5°C oder weniger zu begrenzen.  

Als gläubige Menschen sind wir ent-
täuscht, aber nicht entmutigt über das

Ausbleiben von Ergebnissen der
COP26. 

"Da jetzt Code Red herrscht, rufen
wir alle privaten, sozialen und wirt-
schaftlichen Akteure auf, ehrgeizige
und konkrete Maßnahmen zu entwi-
ckeln, um die Klimakrise gemeinsam zu
bewältigen", konkretisierte Cornelia
Füllkrug-Weitzel, früher Brot für die
Welt.

Die Forderung des Glasgow-Pakts an
die Staaten, ihre Reduktionsziele für
2030 schon im kommenden Jahr nach-
zuschärfen, stellt für Gabriela Bucher
von der Entwicklungsorganisation Ox-
fam einen wichtigen Schritt dar. Scharf
kritisierte sie jedoch, dass die reichen
Länder die von den Entwicklungslän-
dern verlangte Schaffung eines Fonds
zum Ausgleich klimawandelbedingter
Verluste und Schäden ablehnten. 

Mathis Wackernagel, Präsident des
Global Footprint Network, meint zum
Ergebnis von Glasgow: 

„Ohne nationale Unterstützung muss
sich jede Stadt oder Gemeinde, jede
Region oder jedes Unternehmen noch
intensiver darauf vorbereiten, zu überle-
ben. Internationale Vereinbarungen mit
Biss wären großartig. Aber auf sie zu
warten, ist selbstzerstörerisch.“
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Der steigende Meeresspiegel setzt auf den Philippinen bereits erhebliche Gebiete unter
Wasser wie hier im Dorf  Sitio Pariahan, Bulakan, nördlich von Manila. Küsterin
Nancy Manalaysay paddelt mit einem Kahn aus der teilweise überschwemmten
Kirche. Einmal pro Woche reist sie an, um die Statuen im Inneren zu reinigen.
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Klimawandel:
Stärkste Folgen für die Ärmsten

Der Klimawandel könnte der Weltbank
zufolge bis 2050 rund 216 Millionen
Menschen innerhalb ihres eigenen
Landes zur Flucht treiben. Schwer-
punkte dieser Klimamigration könnten
um 2030 auftauchen, die Probleme sich
in den folgenden zwei Jahrzehnten aber
ausweiten und verschärfen, heißt es in
dem am 13. September in Washington
veröffentlichten „Groundswell-Bericht
2.0“, der auf neu errechneten Szena-
rios aufbaut.

Allein in Afrika südlich der Sahara
könnten bis zu 86 Millionen Menschen
zur Migration gezwungen sein, weil ihr
Zuhause aufgrund des Klimawandels
nicht mehr bewohnbar sei. In Ostasien
und der Pazifikregion könnte es rund
49 Millionen Menschen betreffen, in
Südasien 40 Millionen, in Nordafrika
und Lateinamerika 17 bis 19 Millionen.
Auch in Osteuropa und Zentralasien
könnten die schlechten klimatischen
Bedingungen fünf Millionen zur Auf-
gabe ihres Wohnorts zwingen.

Vor allem die Ärmsten der Welt, die
am wenigsten zu den Ursachen beisteu-
erten, seien betroffen. erklärte Jürgen
Vögele, Weltbank-Vizepräsident für
nachhaltige Entwicklung. Mit soforti-
gen und abgestimmten Schritten zur
Minderung von Emissionen und der
Unterstützung von Maßnahmen zu
einer grünen und nachhaltigen Ent-
wicklung könne die Klimamigration um
bis zu 80 Prozent reduziert werden.
Laut einem OECD-Bericht vom 17.
September 2021 hinken bei den ver-
sprochenen Klimahilfen für arme
Länder die Industriestaaten deutlich
hinterher. Im Jahr 2019 flossen aus den

Das Handbuch wird durch vier
PowerPoint-Präsentationen und einen
pädagogischen „SDG Cross Cube“
ergänzt. Mit seiner Initiative „Waking
the Giant“ unterstützt der LWB seine
Kirchen und andere aus dem Glauben
handelnde Gruppen dabei, ihre Beiträ-
ge zum Erreichen der 17 SDGs zu be-
urteilen und zu verbessern. Dabei geht
es insbesondere um die acht Ziele:
keine Armut (SDG 1), kein Hunger
(SDG 2), Gesundheit und Wohler-
gehen (SDG 3), hochwertige Bildung
(SDG 4), Geschlechtergleichstellung
(SDG 5), weniger Ungleichheiten
(SDG 10), Massnahmen zum Klima-
schutz (SDG 13) und Frieden, Gerech-
tigkeit und starke Institutionen (SDG
16).

In Deutschland publizierte die
Stiftung Oekumene 2020 ein Heft mit
Faktenblättern zu den wichtigsten
SDG’s mit umfangreichen Illustratio-
nen auf dem Hintergrund des konzilia-
ren Prozesses für Gerechtigkeit, Frie-
den und Bewahrung der Schöpfung.

Friedensforscher:
Ökologische Krisen führen zu
Gewalt und Konflikten

Friedensforscher haben vor einer
Zunahme von Gewalt infolge von öko-
logischen Krisen und Ressourcen-
knappheit gewarnt. Es gebe eine wech-
selseitige Beziehung zwischen Umwelt-
krisen und Konflikten, erklärte das
Institut für Wirtschaft und Frieden am
7. Oktober 2021 anläßlich der Vorstel-
lung des „Ecological Threat Report“ in
London. So seien Länder, die mit
Wasserknappheit, Überflutungen oder
einer Zunahme von Stürmen und Dür-
ren kämpften, häufiger von Konflikten
betroffen. Gewalt und Konflikte wie-
derum verschärften vielerorts die
Folgen von ökologischen Krisen. 1,26
Mrd. Menschen leben in Ländern, die
auf Grund ihrer schwachen Wirtschaft
und Sozialsysteme besonders von
Umweltkrisen betroffen sind.

Das Forschungsinstitut, das auch den
jährlichen „Globalen Friedensindex“
herausgibt, veröffentlicht zum zweiten
Mal eine Analyse des Zusammenhangs
von ökologischen Krisen und Konflik-
ten.

Zusammenhänge mit Beispielen

Der Zusammenhang zwischen ökologi-
schen Krisen und Gewalt zeigt sich den
ForscherInnen zufolge beispielsweise in
Ländern wie Burkina Faso, Mali und
Niger. Seit dem Jahr 2007 habe es in
der Sahel-Region mehr als 4.500
Terroranschläge mit mehr als 17.000

reichen Staaten 79,6 Milliarden Dollar
für Klimaschutz und Anpassung in die
Entwicklungsländer, zwei Prozent
mehr als 2018. OECD-Generalsekretär
Corman erklärte, damit sei klar, daß die
Industriestaaten von ihrem internatio-
nal zugesagten Ziel, ab 2020 jährlich
100 Milliarden Dollar zur Verfügung
zu stellen, weit entfernt seien. 

Nachhaltige Entwicklungsziele: 
Kirchliches Schulungshandbuch

Der Lutherische Weltbund (LWB) hat
ein Schulungshandbuch für Lehrkräfte
herausgegeben und damit Kirchen die
Möglichkeit eröffnet, sich stärker an der
Umsetzung der UN-Agenda 2030 für
nachhaltige Entwicklung zu beteiligen.

Die Veröffentlichung mit dem Titel
“Faith-Based Actors and the Sustai-
nable Development Goals  - Training
Manual for Facilitators” beschreibt die
technischen Aspekte der einzelnen Ziele
für eine nachhaltige Entwicklung in
Lehrmodulen und bedarfsorientierten
Aktivitäten für kirchliche Zielgruppen.
Das Handbuch ist Teil der 2018 ins
Leben gerufenen LWB-Initiative „Wak-
ing the Giant“, die den Beitrag der
Kirchen zu der universellen Forderung
bekräftigen will, Armut zu beenden,
den Planeten zu schützen und dafür zu
sorgen, daß alle Menschen bis 2030 in
Frieden und Wohlstand leben.

„Wir werden die 17 Ziele nur errei-
chen, wenn wir aus dem Glauben han-
delnde Organisationen mit einbeziehen,
und diese Ressource zielt genau darauf
ab“, so Marina Dölker, LWB-Pro-
grammreferentin für Diakonie und
Entwicklung.

 

2 O E K U M E N EOEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST 3/2021

Auf einem Solidaritätsbesuch des Oekumenischen Rates der Kirchen in der Südsee
besteigen Abgesandte ein Boot.
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Toten gegeben. Dabei machten sich
islamistische Gruppen auch die
Konflikte um knappe Ressourcen wie
Wasser und Nahrung zunutze, um
Kämpfer zu rekrutieren.

Das am stärksten von Umweltkrisen
gefährdete Land ist dem Bericht zufol-
ge Afghanistan, gefolgt von Niger,
Madagaskar und Malawi. In elf der 15
am stärksten bedrohten Staaten gebe es
überdurchschnittlich viel Gewalt. 

In ihrem Bericht warnen auch diese
ForscherInnen auch vor einer Zunahme
von Flucht und Migration. 

Zur Messung des Risikos von ökolo-
gischen Krisen zog das Institut fünf
Indikatoren: zur Wasser- und
Nahrungsmittelknappheit, Naturkata-
strophen, der Temperaturentwicklung
und dem Bevölkerungswachstum her-
an. Dabei berücksichtigten sie auch die
soziale und wirtschaftliche Lage in den
verschiedenen Ländern, die für die
Bewältigung von Umweltkrisen wichtig
sind. Erfaßt wurden 178 Länder mit
99,9 Prozent der Weltbevölkerung. 

Neudefinition von Wohlstand:
Beiträge aus verschiedenen
Weltregionen

Ein lebensbejahendes „De-growth“ ist
möglich, so hieß es auf einer ökumeni-
schen Online-Konferenz „Degrowth –
Auskömmlich  und nachhaltig leben“
am 1. Oktober 2021. Dabei wurden
Vorschläge und Strategien für die
Abkehr von wachstumsorientierten und
extraktiven Wirtschaftssystemen hin zu
lebensbejahenden Systemen der Ver-
sorgung diskutiert. In vielen Teilen des
globalen Südens hat das Wirtschafts-
wachstum den Lebensstandard der
Menschen nicht unbedingt erhöht und
die Klimakrise verschärft, stellte Rosario
Guzman, leitender Redakteur der phi-
lippinischen Denkfabrik Ibon, fest.

Dr. Priya Luka, Dozentin an der bri-
tischen Goldsmith University, betonte,
daß Degrowth eine Politik der Wohl-
standsverteilung erfordere. In diesem
Zusammenhang ist eine globale Steuer-
gerechtigkeit, wie sie von der Zachäus-
Steuerkampagne gefordert wird, von
zentraler Bedeutung. Arnie Saiki von
Imipono Projects schlug alternative
Systeme der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung vor, die „den Interaktio-
nen der Menschen mit ökologischen
und Wohlstandsindikatoren einen Wert
beimessen, anstatt alles als Ware zu be-
handeln“. Die Konferenz befaßte sich
auch mit Wachstum und Wachstums-
rückgang aus theologischer Sicht. 

Pfarrerin Dr. Fundiswa Kobo stellte
fest, daß die Wachstumsobsession der
Gesellschaft „die Beziehung zwischen

Menschen, Schöpfung und Tieren zer-
stört“ und zur Ausbeutung der Körper
afrikanischer Frauen beigetragen hat. 

Fortschritt aus mehr ganzheitlicher
Sicht definieren

Dr. Martin Kopp vom Bund der
Evangelischen Kirchen in Frankreich
fragte: „Wachstum wovon, für wen und
bis wann?“ Wachstum im materiellen
und wirtschaftlichen Sinne erfordere
Wachstum in einem ökologisch-spiritu-
ellen und moralischen Sinne, fügte er
hinzu. Rev. Chebon Kernell, Geschäfts-
führer des Native American Compre-
hensive Plan, sagte, daß „das Konzept
von Wohlstand und Fortschritt aus
indigener und ganzheitlicherer Sicht
neu definiert werden muß“. 

Iemaima Jennifer Vaai, ein junger
Pazifik-Bewohner, betonte die Not-
wendigkeit, die traditionellen Formen
des Teilens zu schätzen und zu leben
und in einer „heiligen Beziehung“ zu
Land, Ozeanen und der gesamten
Schöpfung zu stehen.

Dr. George Zachariah vom neusee-
ländischen Trinity College erklärte, daß
Degrowth eine Kombination aus Wi-
derstand gegen extraktive Projekte und
Regeneration durch lokale Gemein-
schaften sei.

Pfarrer Rozemarijn van ‘t Einde von
De Klimaatwakers in den Niederlanden
sprach über das Engagement für De-
growth und forderte Kirchen und junge
Menschen auf, „sich der Angst zu stel-
len“ und „zum Äußersten zu gehen“.
Die Konferenz wurde veranstaltet vom
OeRK, dem Rat für Weltmission, dem
Lutherischen Weltbund, dem Weltrat
der Methodisten und der Weltgemein-
schaft Reformierter Kirchen im
Rahmen der Initiative Neue Interna-
tionale Finanz- und Wirtschaftsarchi-
tektur („NIFEA“).  

Killerroboter:
Gegen internationale Verträge

Der Vatikan hat bei einem UNO -
Treffen in Genf erklärt, daß der Einsatz
von „Killerrobotern“ und anderen töd-
lichen autonomen Waffensystemen, die
künstliche Intelligenz nutzen, gegen
internationale Verträge verstößt, da
unschuldige ZivilistInnen ins Visier
genommen werden könnten. Vom
„Heiligen Stuhl“ hieß es dazu, daß der
Einsatz in städtischen Gebieten zu
hohen Risiken für die Zivilbevölkerung
führen könne. „Wenn solche Systeme
ohne direkte menschliche Aufsicht
arbeiten, könnten sie bei der Identi-
fizierung der beabsichtigten Ziele
Fehler machen, die auf eine nicht iden-

tifizierte „Verzerrung“ zurückzuführen
sind, die durch ihre „selbstlernenden
Fähigkeiten“ verursacht wird, die aus
einer begrenzten Anzahl von Daten-
proben entwickelt wurden.“ 
Auch das Internationale Komitee vom
Roten Kreuz empfahl den Staaten,
neue, rechtsverbindliche Regeln für
autonome Waffensysteme zu verab-
schieden, um sicherzustellen, daß bei
der Anwendung von Gewalt ein ausrei-
chendes Maß an menschlicher Kontrol-
le und Urteilsvermögen erhalten bleibe.

Religions for Peace:
Rolle als Friedensstifter

Zum Abschluß ihrer viertägigen
Konferenz in Lindau hat die Bewegung
„Religions for Peace“ die Rolle von
Religionsgemeinschaften als Friedens-
stifter bekräftigt. Sie lehnten jedwede
Gewalt in ihrem Namen ab, heißt es in
dem am 7. Oktober 2021 vom Weltrat
der Bewegung verabschiedeten Ab-
schlusspapier. Auch der Einsatz für die
Glaubensfreiheit, eine humanitäre
Flüchtlingspolitik sowie für den Schutz
von Umwelt und Klima wird in der
Erklärung hervorgehoben.

An der hybriden Konferenz unter
dem Motto „Generationen im Dialog“
hatten mehr als 600 Religionsver-
treterInnen, DiplomatInnen und Ex-
pertInnen aus 90 Ländern teilgenom-
men – die Mehrheit davon digital. Die
Bewegung „Religions for Peace“ hat
sich 1970 gegründet und setzt sich für
weltweiten interreligiösen Dialog ein.

Mitsprache von Laien:
„Beteiligung“ als Lösung?

Papst Franziskus will die katholische
Kirche für mehr Mitsprache auch von
Laien öffnen und dazu einen synodalen
Prozess anstoßen. „Die Kirche Gottes
ist zu einer Synode zusammengerufen“,
heißt es in einem im Vatikan vorgestell-
ten Dokument in Vorbereitung auf die
Weltbischofssynode 2023. Alle Gläubi-
gen seien dazu aufgerufen, an der
Weiterentwicklung der Kirche mitzuar-
beiten. In dem Schriftstück ist von
einem Prozess die Rede, „an dem alle
teilnehmen können und von dem nie-
mand ausgeschlossen wird“. Allgemein
wird unter Synodalität verstanden, daß
auf möglichst breiter Basis unter
Einbeziehung von Nicht-Klerikern über
die Zukunft der Kirche beraten wird.
Mehrfach verwendet der Vatikan den in
der katholischen Kirche in Deutschland
verwendeten Begriff des „Synodalen
Wegs“. Allerdings ist fraglich, ob
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darunter Ähnliches verstanden wird wie
in der deutschen Diskussion, etwa mit
Blick auf die Position der Frau, die
kirchliche Sexualmoral, den Umgang
mit Macht und die priesterliche
Ehelosigkeit. 

Der Theologe Daniel Bogner sagte
dpa, das Vatikan-Dokument spiegele
„das spezifisch römische Verständnis
von Synodalität“. Das Ziel sei vor al-
lem, sich besser zuzuhören. „Die römi-
sche Position setzet nicht tief genug an,
denn auf eine kritische Diskussion der
hierarchischen Verfassungsstruktur der
Kirche wird verzichtet.“ Es bleibe da-
bei, daß Kirchenmitglieder zwar aus-
führlicher konsultiert werden sollen, die
Entscheidungen am Ende werden aber
allein von geweihten Amtsträgern
getroffen. 

Stellungnahme von “Wir sind Kirche”

“Wir sind Kirche International” unter-
stützt die Pläne von Papst Franziskus
für den weltweiten synodalen Prozess
und für eine umgekehrte Pyramiden-
struktur, bei der der Papst und die
Bischöfe dem Volk Gottes dienen.

"Was alle betrifft, muss von allen ent-
schieden werden. Dieses alte Konzept
der Kirche muss wiederbelebt werden!"
sagte Colm Holmes aus Irland, Vorsit-
zender von “Wir sind Kirche Inter-
national” auf der Jubiläumskonferenz
dieser weltweiten katholischen Reform-
bewegung vom 29. bis 31. Oktober
2021 in Rom.

"Die Aufrechterhaltung der patriar-
chalischen Autokratie und der Erhalt
der Macht und der Privilegien der
Kleriker würde die Ursachen des krimi-
nellen sexuellen und spirituellen Miss-
brauchs verlängern, der unsere Kirche
in diese tiefe Krise geführt hat", sagte
Dr. Martha Heizer, Mitbegründerin
von Wir sind Kirche Österreich im Jahr
1995.

Die aktuelle Krise zeigt, dass die 5
ursprünglichen Ziele von Wir sind
Kirche für die gesamte Kirche heute
relevant sind und jetzt auf der
Tagesordnung von Synodaltagungen
weltweit stehen:

1 Gemeinsame Entscheidungsfindung
2. Frauen in allen Ämtern
3. Vorrang des Gewissens
4. Freiwilliger Zölibat
5. Willkommen für alle

Mahnwache in Rom

“Wir sind Kirche International” ver-
sammelte sich am 27. Oktober 2021
auf der Piazza Vittorio Emanuele II,
um dagegen zu protestieren, dass
99,9% des Volkes Gottes keine Stimme
in der Synode über die Synodalität
2023 haben werden - das Volk Gottes

unserer Kinder und die Zukunft
unseres gemeinsamen Hauses ha ̈ngen
davon ab.“ 

Myanmar: 
Christliche Kirchen im Visier

Die Sicherheitskräfte der Militärjunta
von Myanmar haben bei Zusammen-
stößen mit bewaffneten ethnischen
Gruppen im Westen des Landes
Kirchen besetzt und Lebensmittelliefer-
ungen für Flüchtlinge zerstört. 

Immer mehr Kirchen werden ins Vi-
sier genommen und entweiht, wie Be-
richte aus Myanmar zeigen, vor allem in
den mehrheitlich christlichen Bundes-
staaten wie Chin, da der Kampf zwi-
schen der burmesischen Armee und
ethnischen Milizen weitergeht. Myan-
mars Militär hat am 1. Februar 2021
die Macht ergriffen, nachdem es die ge-
wählte Regierung von Aung San Suu
Kyi gestürzt und mehrere politische
Führer hinter Gitter gebracht hatte.

Die Armee steht den Christen in
Myanmar wegen ihrer Religion und
weil viele von ihnen zu den ethnischen
Minderheiten des Landes gehören, die
nach Autonomie streben, besonders
feindselig gegenüber. 

Am 15. September 2021 wurde eine
Baptistenkirche in Myanmars westli-
chem Chin-Staat, einem überwiegend
christlichen Gebiet, vom Militär ange-
griffen. 

Pastor erschossen

Truppen der Junta haben zudem einen
Baptisten-Pastor erschossen. Der Mord
ereignete sich ebenfalls im Bundesstaat
Chin, wie das Nachrichtenportal
„Myanmar Now“ am 19. September
2021 unter Berufung auf örtliche
Medien berichtete. Der Pastor wurde
demnach getötet, als er half, die Brände
zu löschen. Seit Monaten häufen sich
Berichte, wonach in dem südostasiati-
schen Land neben buddhistischen
Tempeln vor allem christliche Gottes-
häuser Ziel staatlicher Attacken sind.
Die Gebäude werden besetzt und
Kircheneigentum zerstört. Neben dem
Bundesstaat Chin ist auch der nördliche
Kachin-Staat betroffen, wo die Junta
mit Razzien gegen Kirchen und christ-
liche Einrichtungen vorging. 

USA - Kirche:
Fortschritt bei
Gendergerechtigkeit

Der Nationale Kirchenrat der USA,
wählte zum ersten Mal in der 71-jähri-
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ist auf dieser Synode also nicht reprä-
sentiert. Es heißt, der Prozess sei wich-
tig, nicht die Abstimmung - aber die
Bischöfe werden zweifellos im Oktober
2023 abstimmen. Nichtsdestotrotz
ermutigt Wir sind Kirche alle, Eingaben
an die Synode zu all den vielen Themen
zu schicken, die uns beschäftigen.

“Wir sind Kirche International” als
global vernetzte, ökumenische katholi-
sche Reformbewegung wird in den
kommenden Jahren:
• die Gemeinden dabei unterstützen,
die Kirche zu sein, die wir sehen wol-
len
• Strukturen suchen, in denen das
Volk Gottes Reformen diskutieren
und umsetzen kann
• in Solidarität für Gerechtigkeit,
Frieden und die Bewahrung der
Schöpfung arbeiten.

Anglikaner, Katholiken und
Orthodoxe:
Gemeinsame Botschaft für die
Bewahrung der Schöpfung

Die Oberhäupter der katholischen, der
orthodoxen und der anglikanischen
Christenheit, Franziskus, Bartholomäus
und Justin Welby haben einen gemein-
samen Appell für die Zukunft des
Planeten und der Menschheit verfaßt. 
Darin heißt es unter anderem: 
„Diese Krisen stellen uns vor eine
Entscheidung. Wir sind in der einzig-
artigen Lage, entscheiden zu können,
ob wir ihnen mit Kurzsichtigkeit und
Profitgier begegnen oder sie als
Chance für Umkehr und Wandel nut-
zen. Wenn wir die Menschheit als
eine Familie betrachten und gemein-
sam auf eine Zukunft hinarbeiten
würden, die auf dem Gemeinwohl
basiert, könnten wir in einer ganz
anderen Welt leben. Gemeinsam kön-
nen wir eine Vision für ein Leben
haben, in dem jeder sich gut entwi-
ckeln kann. Gemeinsam können wir
uns dafür entscheiden, mit Liebe,
Gerechtigkeit und Barmherzigkeit zu
handeln. Gemeinsam können wir uns
auf den Weg zu einer gerechteren
und erfüllenderen Gesellschaft
machen, in der die Schwächsten im
Mittelpunkt stehen.

Aber dazu sind Veränderungen
notwendig. (…) Wir alle – wer und
wo auch immer wir sind – können
dazu beitragen, unsere kollektive
Antwort auf die beispiellose
Bedrohung durch Klimawandel und
Umweltzerstörung zu ändern. Die
Sorge um Gottes Schöpfung ist ein
geistlicher Auftrag, der eine engagier-
te Antwort erfordert. Dies ist ein ent-
scheidender Moment. Die Zukunft
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gen Geschichte der ökumenischen Or-
ganisation ein rein weibliches Füh-
rungsgremium, drei der neuen Amts-
träger sind farbige Frauen.

Bischöfin Teresa Jefferson-Snorton,
Leiterin des Fünften Episkopaldistrikts
der Christlich-Methodistischen Episko-
palkirche, übernahm am 13. Oktober
den Vorsitz der Organisation und leite-
te damit eine zweijährige Amtszeit ein.

Der Nationale Rat der Kirchen
Christi in den USA (NCC) betreut 38
Mitgliedskirchen und mehr als 40
Millionen Menschen aus über 100.000
Gemeinden protestantischer, anglikani-
scher, orthodoxer, evangelikaler, histo-
risch afroamerikanischer und Living
Peace-Tradition. Der NCC arbeitet mit
säkularen und interreligiösen Partnern
zusammen, um eine gemeinsame
Agenda für Frieden, Fortschritt und
positiven Wandel voranzutreiben.

US-Lutheraner mit erster transsexuel-
ler Bischöfin

Die Evangelisch-Lutherische Kirche
von Amerika hat in einem Gottesdienst
in der Grace Cathedral in San Francisco
ihre erste offen transsexuelle Bischöfin,
Megan Rohrer, in ihr Amt eingeführt,
sie wird eine der 65 Synoden der Kirche
leiten und fast 200 Gemeinden in
Nordkalifornien und Nordnevada be-
treuen.

Rohrer wurde im Mai für eine sechs-
jährige Amtszeit als Bischöfin der
Sierra-Pazifik-Synode gewählt. Sie dien-
te zuvor als Pastorin in der Grace
Lutheran Church in San Francisco und
als Koordinatorin in der Polizeiseel-
sorge der Stadt und half auch bei der
Betreuung der Obdachlosen und der
LGTBQ+-Gemeinschaften der Stadt.
Rohrer wurde 2010 als eine von sieben
LGBTQ+-Pastoren von der progressi-
ven evangelisch-lutherischen Kirche
aufgenommen, nachdem diese die
Ordination von Pastoren in gleichge-
schlechtlichen Beziehungen erlaubt
hatte. 

Die Kirche ist mit rund 3,3 Millionen
Mitgliedern eine der größten christli-
chen Konfessionen in den Vereinigten
Staaten.

Digitaler Wandel:
Gewinn orientierte Denkweise
der Wirtschaft bedroht Diskurs
über digitale Gerechtigkeit

In der digitalen Wirtschaft bestehe ab-
gesehen von der Bildung gefährlicher
Monopolstrukturen  auch eine Gefahr
für Freiheit und Gerechtigkeit, obwohl
diese für die pluralistischen Demokra-
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wunder und diesem digitalen Sprach-
wunder. Die Algorithmen, die so vie-
les in der digitalen Welt beherrschen,
sind nicht von Gott geschaffen, son-
dern vom Menschen“, erklärte
Bedford-Strohm.

„Was auf dem digitalen Schauplatz
auftaucht, kommt nicht wie das
Schicksal aus dem Nichts – es wird
gelenkt und kontrolliert. Die Verant-
wortlichen einer solchen Wendung
haben eine Telephonnummer und ein
Email-Konto. Daher muß das, was in
und mit der digitalen Welt geschieht,
dem bewußten menschlichen Handeln
unterstellt werden – hoffentlich unter
Anleitung durch den Geist Gottes.“

“Meet and Greet”

Bei einer „Meet and Greet“-Veran-
staltung im Kontext des internationa-
len Symposiums zu digitaler Gerecht-
igkeit haben junge Erwachsene berich-
tet, was digitale Ungerechtigkeit für
sie bedeutet. Eine der größten He-
rausforderungen im Zusammenhang
mit Hetze, darin waren sich die jun-
gen Menschen einig, sei, daß künstli-
che Intelligenz, die programmiert
wurde, um Hetze zu erkennen, oft-
mals auf die falschen Nutzerinnen und
Nutzer abziele, weil sie den Kontext
nicht verstehe.

„In vielen Fällen trifft es die margi-
nalisierten Bevölkerungsgruppen viel
stärker als die, von denen die Hetze
eigentlich ausgeht“, sagte eine der
jungen Teilnehmenden. „Menschen,
die keinen Zugang zu digitalen Gerä-
ten haben, um den Wahrheitsgehalt
von Nachrichten zu prüfen, die sie
vielleicht von anderen Menschen in
ihrem Gemeinwesen hören, die wie-
derum sehr wohl Zugang zu digitalen
Plattformen haben, erleben digitale
Ungerechtigkeit am eigenen Leib“,
erklärte eine junge Teilnehmerin.

Digitale Kompetenzen und ein
Zugang zum digitalen Raum für alle
würde viel dazu beitragen, eine
gerechtere digitale Welt zu schaffen,
sagten die jungen Erwachsenen.

Heinrich Bedford-Strohm, scheidender
EKD-Ratsvorsitzender

P
ho

to
 (

c)
 A

lb
in

 H
ill

er
t/

O
eR

K

tien in der digitalen Welt von ausschla-
gebender Bedeutung seien, so Landes-
bischof Bedford-Strohm, scheidender
Ratsvorsitzender der EKD. Er sprach
als einer der Hauptredner bei der
Eröffnung des vom 13. bis 15.
September 2021 in Berlin veranstalteten
Symposiums zur Untersuchung von
Herausforderungen und Chancen für
eine gerechtere digitale Zukunft. 

„Die auf Gewinn ausgerichtete
Denkweise der digitalen Wirtschaft und
deren immense Auswirkung auf die per-
sönliche und öffentliche Kommunikat-
ion bedrohen allein schon die Struktur
des Diskurses, der für die demokrati-
schen Gesellschaften so wichtig ist. Es
ist kein Zufall, daß das Internet voll ist
mit Falschmeldungen und Haßreden,
mit Verschwörungstheorien und extre-
mistischen Inhalten. Dafür gibt es
Gründe“, sagte er.

Mitorganisiert wurde das historisch
bedeutsame Symposium auch vom
Oekumenischen Rat der Kirchen und
dem Weltverband für christliche
Kommunikation. Es befaßte sich mit
den Auswirkungen des digitalen
Wandels auf die Gemeinschaften und
Gesellschaften.

„Aufmerksamkeit der Nutzer wird auf
extreme Inhalte gelenkt“

Bedford-Strohm wies darauf hin, daß
Studien gezeigt hatten, daß Plattfor-
men wie YouTube mit ihren Empfeh-
lungen und Algorithmen die Aufmerk-
samkeit der Nutzer rasch auf extremere,
ja sogar extremistische Inhalte lenkten.
„Die Plattformen bewerten nicht den
politischen Inhalt; sie gestalten ihre
Algorithmen nicht nach Wahrheitskri-
terien oder bestimmten Grundwerten,
sondern schlicht danach, wie viel Geld
sich durch Werbung verdienen läßt“,
sagte er. „Wenn extreme Inhalte die
höchsten finanziellen Gewinne erwirt-
schaften, werden sie von den Algorith-
men nach vorne geschoben, egal wie
sehr sie der demokratischen Kultur oder
der Förderung der Menschenwürde
schaden.“ 

„Sicher kann man spüren, daß ein
bißchen vom Heiligen Geist durch die
neuen Möglichkeiten der digitalen Welt
und ihres nicht-hierarchischen Kommu-
nikationsmodells weht, da hier jeder zu
jedem spricht“, sagte Bedford-Strohm.
Er erzählte vom scheinbaren „Wunder
der Verständigung“, als er vor einigen
Jahren mit Studierenden am Oekume-
nischen Institut in Bossey zusammen-
saß. Eine junge Frau aus Georgien zeig-
te ihm ihre Übersetzungs-App, die, das
was sie auf Georgisch sagte, simultan in
deutscher Sprache ausgab.

„Und doch besteht ein Unterschied
zwischen dem pfingstlichen Sprach-
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Amazonas-Regenwald:
Präsident vor Gericht 

KlimaschützerInnen wollen Brasiliens
Präsidenten wegen Umweltzerstörung
vor Gericht bringen – und damit einen
Präzedenzfall schaffen. Was die
Menschheit mit dem Planeten anrich-
tet, ist für Inger Andersen ein „selbst-
mörderischer Krieg gegen die Natur“,
so die Chefin des Umweltprogramms
der Vereinten Nationen auf dem Welt-
naturschutzgipfel, der im Oktober
2021 im chinesischen Kunming statt-
fand. Die Erde, schwingt da mit, wird
beispielsweise durch die Klimakrise
nicht untergehen. Sie wird aber viel-
leicht unbewohnbar oder zumindest
viel weniger lebenswert für alle mögli-
chen Arten sein, allen voran für den
Menschen.

Mit dem Verweis auf die Menschheit
als Ganzes will sich die neue österrei-
chische Non-Profit-Organisation
„AllRise“ aber nicht zufriedengeben.
Sie will diejenigen zur Rechenschaft
ziehen, die aus ihrer Sicht persönliche
Verantwortung tragen. In einem ersten
Schritt haben die KlimaschützerInnen
deshalb mit Unterstützung der
Deutschen Umwelthilfe jetzt Brasiliens
Präsidenten Jair Bolsonaro vor dem
Internationalen Strafgerichtshof ver-
klagt. Ihr Vorwurf: Verbrechen gegen
die Menschlichkeit. Damit stünde die
Umweltzerstörung auf einer Stufe mit
Kriegsverbrechen und Genoziden.

Konkret geht es um die Zerstörung
des Amazonas-Regenwalds, denn die
Abholzungsquote ist seit Bolsonaros
Amtsantritt in die Höhe geschossen.
Der Wald gilt als grüne Lunge der
Erde. Seine Böden und Bäume bieten
Lebensraum für Zehntausende Arten
und speichern Massen an Kohlenstoff.

Immer wieder gibt es Studien, die
nahelegen, daß der Wald durch die
massive Rodung zur Treibhausgas-
quelle werden könnte. Dann würde er
mehr CO2 abgeben, als er Kohlenstoff
bindet. Ein natürlicher Verbündeter
beim Klimaschutz würde also zum
mächtigen Gegner.

„Die Zerstörung des Amazonas-
Regenwalds betrifft uns alle – die
Bevölkerung und insbesondere indige-
ne Gruppen vor Ort, aber durch den
Klimawandel auch die Menschen welt-
weit“, sagte „AllRise“-Gründer Johan-
nes Wesemann bei der Vorstellung der
Klage. „In unserer Klageschrift belegen
wir, daß Bolsonaros Handeln in direk-
tem Zusammenhang steht mit den
negativen Folgen der Klimakrise.“

An der Formulierung der Klage war-
en auch einige der führenden Köpfe der
Disziplin beteiligt, vor allem die Klima-
tologin Friederike Otto in London.

Ihr ebenfalls beteiligter Kollege

erst einmal darum, ob es denn aner-
kannt werde, ohne daß zuvor extra
noch der Straftatbestand des Ökozids
geschaffen wird. Das gilt als schwierig,
denn dafür müßten zahlreiche Staaten
zustimmen – also die Regierungen, die
danach auf der Anklagebank landen
könnten.

„AllRise“ jedenfalls will es denn auch
nicht bei der einen Klage belassen. „Es
gibt mehrere Bolsonaros, es gibt meh-
rere Amazonas“, meint Wesemann.
„Wir haben einiges zu tun.“

Oekumenerepräsentanten bei
Weltklimakonferenz:
"Reiche besteuern, den Plane-
ten retten"

Bei einer Diskussion "Tax the rich, save
the planet" auf der Weltklimakonferenz
in Glasgow am 8. November erörterten
Redner aus verschiedenen Kirchenbün-
den, wie ein globales Steuer- und
Wirtschaftssystem für Gerechtigkeit
sorgen und die Ausbeutung der Men-
schen und des Planeten wiedergutma-
chen kann.
Mehrere Kirchen setzen sich für die
Zachäus-Steuer als Aufruf zur Buße für
übermäßigen Reichtum inmitten der
endemischen Armut ein. Die Referen-
ten erörterten, wie Vorschläge sozialer
Bewegungen für Steuergerechtigkeit
und Wiedergutmachung - wie sie in der
ökumenischen Zachäus-Steuer-Kam-
pagne gefordert werden - zur Verwirk-
lichung von Klimagerechtigkeit beitra-
gen können.
Mariana Paoli von Christian Aid erklär-
te, dass die Steuer- und Klimabewegun-
gen enger zusammenarbeiten müssen,
um dafür zu kämpfen, dass die nationa-
len und internationalen Steuersysteme
den Klimawandel besser berücksichti-
gen. "Die Klimafinanzierung ist für die
Verwirklichung der Klimagerechtigkeit
unerlässlich, aber sie ist auch von der
Steuergerechtigkeit abhängig", sagte
sie. Eine 'Klimaschadenssteuer', wie sie
von der Kampagne Make Polluters Pay
Campaign vorgeschlagen wird, könne
den Umstieg auf erneuerbare Energien
beschleunigen. Ein gerechter Übergang
sei der Schlüssel zur Bewältigung der
Klimakrise.
"CO2-Steuern und Wohlstand müssen
als eine Frage der Gerechtigkeit verstan-
den werden: Während die ärmsten 50 %
der Weltbevölkerung für 7 % der kumu-
lierten Emissionen verantwortlich sind,
sind die reichsten 1 % allein für 15 % der
kumulierten Emissionen verantwort-
lich", sagte Paoli. 

Rupert Stuart-Smith von der
Universität Oxford erklärte bei der
Vorstellung der Klage, mit welchen
wissenschaftlichen Fakten der Vorwurf
untermauert ist. „Wir erwarten, daß die
CO2-Emissionen durch die Rodungen
weiter steigen, solange Bolsonaro
Präsident ist, aber in den bisherigen vier
Jahren Amtszeit ist er schon für 1,7
Milliarden Tonnen an zusätzlichen
Emissionen verantwortlich.“

Es geht also nicht um Brasiliens
Gesamtemissionen, sondern nur
darum, was Bolsonaros Regenwald-
Politik auslöst. Zum Vergleich: Aufs
Jahr heruntergerechnet ist das mehr, als
Großbritannien aktuell insgesamt pro
Jahr verursacht. Der Klage nach ist zu
erwarten, das Bolsonaros Politik zu
Treibhausgasemssionen führt, die letzt-
lich in den kommenden 80 Jahren
180.000 Menschen an Hitze sterben
lassen.

Gesundheit bedroht

Wie sehr der Klimawandel tödlich ist,
zeigt auch eine neue Veröffentlichung
der Weltgesundheitsorganisation
WHO, die sich dabei allerdings nicht
konkret auf Brasilien bezieht. Der
Klimawandel ist demnach die größte
Bedrohung für die Gesundheit der
Menschen. Pro Jahr würden fast sieben
Millionen Menschen allein an den
Folgen von Luftverschmutzung ster-
ben, heißt es in dem Bericht.

Hitzewellen und Überschwemmung-
en beschädigten und vernichteten
Anbauflächen, Ernten und Viehbestän-
de und führten somit zu Hunger.
Zudem führten steigende Temperatu-
ren zu einer weiteren Verbreitung
bestimmter Krankheiten wie Malaria.
Hohe Temperaturen könnten auch die
mentale Gesundheit beeinträchtigen.
Menschen litten unter Angst und
Depressionen.

Prüfung durch Strafgerichtshof

Die Klimaklage gegen Brasiliens Präsi-
denten Bolsonaro wird jetzt erst einmal
vom Internationalen Strafgerichtshof
geprüft. Auch wenn sie angenommen
wird, kann es noch Monate oder Jahre
währen, bis ein Ergebnis vorliegt. „Das
kann dauern“, sagte die Juristin Maud
Sarlieve, die die Klage begleitet. Genau
wisse man es nicht.

Auch die Konsequenzen für
Bolsonaro im Falle eines Klageerfolgs
sind noch nicht klar. „Wir wollen einen
Präzedenzfall schaffen“, erklärt Johan-
nes Wesemann.

Es gehe nicht unbedingt darum, wie
viele Jahre man für das bekommt, was
Wesemanns Gruppe als Umweltver-
brechen anerkannt sehen will – sondern
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV, epd und KIPA ausgewertet.
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Aus oekumenischen NETZEN

® Berlin

Kommune verknüpft Agenda 2030 mit
Konziliarem Prozess

Im größten Berliner Bezirk, in Treptow-
Köpenick, wird seit 2021 der Konziliare
Prozess von Seiten der Kommune
gleichberechtigt neben dem Agenda
21/Nachhaltigkeitsprozess dargestellt.
Das geschieht u.a. im Abschnitt
„Strukturen der Kommunalen
Nachhaltigkeitsstrategie Treptow-Köpe-
nick“.

Die Regionalbischöfin Pröpstin Dr.
Christina-Maria Bammel schrieb dazu
an die Geschäftsstelle der Kommunalen
Oekumene: „Es beeindruckt mich sehr,
dass es Ihnen gelungen ist, die ökume-
nischen Kirchen und die Kommune an
einen Tisch zu bringen und Sie nun alle
gemeinsam den Konziliaren Prozess
angehen. Das hat Alleinstellungsmerk-
mal in Deutschland.“

Im städtischen Maßnahmeteil befasst
sich die Kommunale Oekumene mit der
ökofairen Beschaffung in Kirchen-
gemeinden und dem Aufbau eines inter-
religiösen Dialogs. 

Der Berliner Bezirk Treptow–Köpe-
nick beschloss bereits 2004 die gemein-
same Lokale Agenda 21. In deren Leit-
bild heißt es: „Eine nachhaltige Ent-
wicklung erfordert Demokratie, Gewalt-
freiheit und Frieden genauso wie den
Schutz der Umwelt, soziale Gerechtig-
keit (global und lokal) und ökonomi-
sche Vernunft. Dieser ganzheitliche
Denkansatz verpflichtet, den Agenda
21-Prozess mit dem (ökumenischen)
Konziliaren Prozess für Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung
zu verbinden.“

Um dieses Leitbild umzusetzen wurde
eine ‚Kommunale Oekumene Treptow-
Köpenick‘ gebildet, in der jetzt 3 katho-
lische, 16 evangelische und 8 freikirchli-
che Kirchengemeinden eine Einheit bil-
den. Eingebunden ist dieser Prozess in
das Oekumenische Netz in Deutschland
(OeNiD) mit der Stiftung Oekumene. 

Die Oekumenische Initiativgruppe ini-
tiierte bisher mit dem Bezirksamt den

ersten Interkulturellen Garten in Berlin.
Heute ist Berlin die Hauptstadt der
Interkulturellen Gärten. Und sie publi-
zierte eine Broschüre mit den Eine
Welt-Projekten und Partnerschaften im
Bezirk, einmalig in Berlin.

Für den Treptow-Köpenicker Ansatz
ist die Verbindung des Agenda 2030
(SDG)-Prozesses der Vereinten Natio-
nen mit dem Konziliaren Prozess für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung von grundlegender
Bedeutung.

Kontakt: Geschäftsstelle der Kommunalen Oekumene
Berlin/Treptow-Köpenick, Dr. Klaus Wazlawik,
Rudower Straße 23, 12557 Berlin, Tel.: 030 - 46 73
45 94, E-Mail: wazlawik@kommunale-oekumene.de,
www. kommunale-oekumene.de

® Rhein-Mosel-Saar

Eine Oekumene der offenen Augen für
die globalen Probleme der Menschheit

Das Oekumenische Netz Rhein-Mosel-
Saar erinnert auf seiner Internetseite an
die „Charte Oecumenica“ von 2001 als
einem beachtlichen Papier und an die
Notwendigkeit seiner Weiterentwick-
lung. Oekumene wird darin als Blick auf
die Probleme verstanden, die sich auf
dem ‚Erdkreis‘ als dramatische Mensch-
heitsprobleme zusammenballen. Die
Charta zeichnet „Leitlinien für die
wachsende Zusammenarbeit unter den
Kirchen in Europa“. Für das Oeku-
menische Netz Rhein-Mosel-Saar ist sie
von Bedeutung, weil sie den Blick über
rein innerkirchliche Fragen hinaus öff-
net. Sie wird einem Begriff von Oeku-
mene gerecht, der die Thematisierung
der den ganzen ‚Weltkreis’ betreffenden
Menschheits-probleme umfasst und
dabei – entsprechend der biblisch
begründeten Option für die Armen –
die Solidarität mit den Armen und
Ausgegrenzten betont. 

Dennoch wäre die „Charta“ an einem
wesentlichen Punkt weiterzuentwickeln.
Sie greift nämlich da zu kurz, wo sie
Probleme zwar benennt, sie aber nicht
im Zusammenhang auf ein Ganzes
bedenkt, dem der Globus und die ein-
zelnen Gesellschaften unterworfen sind:
dem Kapitalismus. Er hat sich als ein
weltumgreifendes System etabliert, das
durch den Zwang aus Kapital mehr
Kapital zu machen und den davon abge-
spaltenen, an Frauen delegierten und
minderbewerteten Reproduktionstätig-

keiten bestimmt ist. Dieses System, des-
sen Grundlage Arbeit ist, stößt mit der
schwindenden Bedeutung ausbeutbarer
Arbeit immer mehr an seine Grenzen
und entfaltet eine Dynamik der
Zerstörung.

Seine Mitgliederversammlung am 20.
November 2021 in der KHG Koblenz
widmete das Netz der globalen Corona-
Krise. Dazu war eine Thesenreihe entwi-
ckelt worden. 

Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein – Mosel – Saar
e.V., Dominik Kloos, Fröbelstr. 9, 56073 Koblenz,
Tel. 0261-89926284, E-Mail: info@oekumenisches-
netz.de, www.oekumenisches-netz.de

® Bayern

Gewaltfreiheit und Schöpfungsver-
antwortung

Unter dem Thema "Der zeitliche
Horizont der christlichen Umwelt-
ethik“ begann die Jahrestagung am
23./24. Oktober in Rummelsberg mit
Studientag. Ivo Frankenreiter, Mitar-
beiter der Katholisch-Theologischen
Fakultät der LMU München, stellte
Auszüge aus dem neuen Werk von
Markus Vogt  „Christliche Umwelt-
ethik. Grundlagen und zentrale He-
rausforderungen“ vor. Diskutiert wurde
der Fortschrittsglaube in unserer
Gesellschaft und wie dieser Fortschritt
neue Ziele formulieren könnte. 
Prof. Dr. Gottfried Orths Thema laute-
te  „Gewaltfreiheit – ein Name Gottes".
Orth zeigte auf, dass gewaltfreies Han-
deln eine notwendige ethische Forder-
ung der Bibel ist. Wie ethisches Han-
deln gelingen kann und welche Dilem-
mata sich auftun können entfaltete er
an Beispielen von Gandhi, Schweitzer,
King und Sölle.
In der Vollversammlung ging es um
künftige konkrete Vorhaben und um
die Zukunft des Netzes.
Die Versammlung schloss am Sonntag
mit einem Agapemahl. 

Kontakt: Oekumenisches Netz in Bayern, c/o Michael
Kappus, Tölzer Str. 7. 81379 München, Tel.: 089 /
7232742, E-Mail: kappusm@aol.com"

® Württemberg

„Wir müssen den großen Wurf schaf-
fen“ 

Wie sieht der weltweite Beitrag der Kir-
chen zu Klimagerechtigkeit und Frieden
aus? Diese Frage wurde beim 18. Forum
Oekumene in der Versöhnungskirche
Sindelfingen auf einem hochkarätig be-
setzten Podium diskutiert. Eingeladen
hatten der Dienst für Mission, Oeku-
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mene und Entwicklung, Pro Oekumene
und die Evangelische Mission in
Solidarität gemeinsam mit der
Martinskirchengemeinde Sindelfingen. 

Was bedeutet es, wenn eine
Klimaveränderung irreversibel wird? Dr.
Boniface Mabanza erklärte das anschau-
lich: „Das ist wie ein hart gekochtes
Frühstücksei. Dieses bleibt hart, auch
wenn das Wasser wieder kalt wird.“ Seit
2008 ist Mabanza Koordinator in der
Kirchlichen Arbeitsstelle Südliches
Afrika (KASA) in Heidelberg. Die
Stimmen aus dem Globalen Süden wirk-
lich zu hören, das ist ihm ein Anliegen
angesichts der Klimadebatte. Mabanza
erinnerte an die katastrophalen Bedin-
gungen z.B. des Platinabbaus im südli-
chen Afrika. „Wir können nur deshalb
ein scheinbar gutes Gewissen haben,
weil wir die sozialen Kosten und
Umweltkosten externalisieren.“ Damit
müsse endlich Schluss sein. Mit kleinen
Änderungen sei es nicht getan. „Wir
müssen den großen Wurf schaffen. Das
bedeutet den Umbau unseres gesamten
Produktions-und Konsummusters.“ Der
bei der letzten Bundestagswahl vermit-
telte Eindruck, „wir schaffen das, ohne
irgend-jemandem weh zu tun“, sei kom-
plett falsch. 

Dem stimmte der Landtagsabgeord-
nete Florian Wahl aus Sindelfingen
(SPD) zu: „Der Bundestagswahlkampf
war nicht ehrlich. Das wird nicht zumu-
tungsfrei funktionieren.“ Es gehe um
Macht und um Verteilungsfragen. „Es
braucht einen neuen Aushandlungspro-
zess zwischen Arm und Reich und zwi-
schen den jetzigen und kommenden
Generationen.“ 

Vom Oekumenischen Rat der Kirchen
(OeRK) in Genf war die Ökonomin
Athena Peralta angereist. Sie verwies auf
aktuelle Studien: Der maximal anvisierte
Temperaturanstieg um 1,5 Grad Celsius
werde schon in etwa zehn Jahren
erreicht. So prognostizierte es der neue
6. Sachstandsbericht des Weltklimarates
(IPCC). Das Hochwasser im Ahrtal
habe sie an die immer häufigeren
Taifune in ihrer philippinischen Heimat
erinnert, sagte Peralta. „Als ich die
Bilder der Zerstörung zum ersten Mal
sah, dachte ich, nun findet der Klima-
wandel auch in Europa statt.“ Sie warn-
te vor drohenden Kippunkten wie dem
Kollaps des Golfstroms. Die Treibhaus-
gasemissionen in den verschiedenen
Ländern stiegen parallel mit dem
Einkommen der Menschen. Mit dem
Reichtum steige auch die politische
Macht. Die reichen Länder hätten es als

® Kairos Europa

Zachäus-Kampagne in Deutschland
gestartet 

Per digitaler Auftaktveranstaltung wur-
de am 4. Oktober die ökumenische
Zachäus-Kampagne unter dem Titel
„Steuergerechtigkeit jetzt!“ in Deut-
schland auf den Weg gebracht. 

Dabei gab Christine Müller von
Kairos Europa einen Ausblick auf ge-
plante Kampagnenaktivitäten.

Es gelte dabei aufzuzeigen, dass
Steuern das Mittel sind, mit dem in
unserer Gesellschaft maßgeblich über
die Lebenslage der Menschen entschie-
den wird. Somit ist die Steuerpolitik als
solche ein Indikator dafür, welchen
Preis eine Gesellschaft für den Sozial-
staat, die sozialen Menschenrechte und
den sozialen Ausgleich zu zahlen bereit
ist – ebenso wie für eine intakte
Umwelt und die nachhaltige Bewah-
rung der Schöpfung. Mehr denn je
gelte, dass eine lebensdienliche
Ökonomie ihren Preis hat – und dabei
sind Steuern das, was wir für eine zivili-
sierte Gesellschaft bezahlen. 

Ein erster handlungsbezogener An-
knüpfungspunkt für eine solche Öffent-
lichkeits- und Bewusstseinsarbeit sei die
Oekumenische FriedensDekade 2021,
deren Träger sich darauf verständigt
haben, im Rahmen ihrer diesjährigen
bundesweiten Aktivitäten unter dem
Jahresmotto „Reichweite Frieden“
auch ihre Stimme für die Zachäus-
Kampagne zu erheben. Im Laufe von
2022 würden Veranstaltungen wie der
Katholikentag in Stuttgart oder die
Vollversammlung des Oekumenischen
Rates der Kirchen in Karlsruhe die
Kampagne unterstützen

Des Weiteren sollen in Kooperation
mit kirchlichen Diensten und Werken
vor Ort „Regionalkonferenzen“ für
MultiplikatorInnen in Landeskirchen
und Bistümern durchgeführt werden

Zudem ist für 2022 ein sogenannter
Zachäus-Sonntag geplant, um das
Steuergerechtigkeitsthema per Predigt-
vorlagen zur biblischen Zachäusge-
schichte auch in die Gottesdienste zu
bringen. 

Zu den  Unterstützern der Kampag-
ne zählen u.a. Misereor, Brot für die
Welt, die Jesuitenmission, die Alt-
Katholiken, pax christi.

Kontakt: Kairos Europa im WeltHaus, Willy-Brandt-
Platz 5, 69115 Heidelberg, Martin Gück, Tel.:
06221/800255, Mobil: 0176 54471059

Minderheit geschafft, bei den UN-
Klimakonferenzen „die Kostenvertei-
lung für Klimaschäden zu blockieren“.
Die skandalöse Teilung zwischen Arm
und Reich zerstöre das soziale Gefüge
innerhalb von Ländern und schwäche
zugleich globale Mechanismen, die der
Zusammenarbeit und Solidarität dien-
ten. Was bedeutet das für die 11.
OeRK-Vollversammlung im September
2022 in Karlsruhe mit ihren 800
Delegierten und 4000 erwarteten
Gästen? „Als Kirchen haben wir immer
gesagt, dass der Klimawandel in seinem
Kern ein ethisches und spirituelles
Problem ist, dass er gebrochene
Beziehungen widerspiegelt, zwischen-
menschliche Beziehungen genauso wie
zwischen Menschen und der ganzen
Schöpfung und zwischen Gott und
Menschen“, so Peralta.  

Athena Peralta, Ökonomin beim
Oekumenischen Rat der Kirchen

Peralta kritisierte, dass die Wirtschafts-
wissenschaften so gelehrt würden, „als
ob die Umwelt außerhalb der Wirtschaft
läge, als ob wir auf diesem Planeten end-
los wachsen könnten. Wir haben als
Kirchen die Aufgabe, Ökologie und
Ökonomie zu versöhnen.“ Persönliche
Verhaltensänderungen reichten da nicht
aus, Klimawandel sei auch ein struktu-
relles Problem. „Bitte üben Sie Druck
auf die deutsche Regierung aus, die
finanziellen Mittel und die Techno-
logien zur Verfügung zu stellen.“ 
Was erwartet Athena Peralta von der 11.
OeRK-Vollversammlung in Karlsruhe?
„Ich hoffe, dass es gelingt, die Kirchen
und die Politik herauszufordern, die
Stimmen des Südens endlich ernst zu
nehmen für grundsätzliche Strukturver-
änderungen im Norden.“ Boniface
Mabanza ergänzte: „Die Kirchen sollten
bereit sein, Konflikte nach außen nicht
zu vermeiden, sondern auszutragen.“ 
PETER DIETRICH (redaktionell gekürzt)

Kontakt: Pro Oekumene Initiative in Württemberg,
hier auch über DiMOE, Heike Bosien, Büchsenstr. 33,
70174 Stuttgart, E-Mail: dimoe.stuttgart@elk-wue

 

8 N E T Z E

P
ho

to
: 

(c
) 

A
lb

in
  

H
ill

er
t/

 O
eR

K

OID 3 2021 202111114_OID Nr. 126  28.07.2022  14:29  Seite 8



OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST 3/2021

 

9

Zachäus-Appell
Kurzfassung

Finanz- und Schulden-Krise, Klima-
wandel, Artensterben, Ungleichheit
und vieles mehr bedrohen (Über-)
Leben und Zusammenhalt der
Menschheit. …

Wir können hinsichtlich der
Lösung heutiger Weltprobleme nicht
auf Einsicht, Umkehr und Phil-
anthropie finanzkräftiger Personen,
Konzerne und Länder warten, um
den notwendigen Wandel anzusto-
ßen. Vielmehr drängt die Zeit, und
die Kosten für die Bewältigung der
Krisen und ein sozial-ökologisches
Umsteuern fallen schon jetzt an. ...

Deshalb wenden wir uns in
Anlehnung an deren Kampagnen-
und Aktionsplan der der ökumeni-
schen Initiative New International
Financial and Economic Architecture
(NIFEA) an die Bundesregierung
und die Europäische Union mit der
Forderung nach Schuldenerlassen. 

Verlangt wird die Einführung einer
progressiven Vermögensbesteuerung
auf globaler und nationaler Ebene.

Außerdem seien wirksame Maßnah-
men zur Unterbindung von Steuer-
hinterziehung und Steuervermeidung
nötig. 

Erforderlich sei die sofortige Ein-
führung einer Finanztransaktions-
steuer, um schädlichen spekulativen
Aktivitäten an den Finanzmärkten
entgegenzuwirken. Die so erzielten
Einnahmen sollen auch zur Finan-
zierung eines globalen Solidarfonds
für soziale und Klimagerechtigkeit
unter dem Dach der Vereinten
Nationen genutzt werden. 

Die Kirchen müssen ihre eigenen
Finanzen im Einklang mit den
Zachäus-Prinzipien für eine gerechte
Besteuerung und im Sinne einer
nachhaltigen und fairen Nutzung von
Ressourcen verwalten. 
Dieser Appell basiert auf der vom Weltrat der Kirchen,
Lutherischen Weltbund,  Weltgemeinschaft Refor-
mierter Kirchen und Weltmissionsrat initiierten
Zacchaeus Tax Campaign (http://wcrc.ch/zactax)

® Casa Comun

Als ein Projekt ökumenischer Gruppen
während der Vollversammlung des
OeRK 2022 in Karlsruhe versteht sich
die Initiative “Casa Común”.

Die Homepage www.casa-comun-
2022.de enthält mittlerweile nicht nur
die Videoaufzeichnung des globalen
Auftakt-Webinars mit 100 Teilnehmen-
den aus aller Welt, sondern nach und
nach auch weitere Pisten der sich entfal-
tenden Selbstorganisation auf Basis des

offenen Briefes zur „Wuppertaler Erklä-
rung“ von 2019, den seinerzeit ca. 200
Persönlichkeiten im ökumenischen Feld
unterzeichnet hatten. Vor allem eine
Fortschreibung des Accra-Dokumen-
tes der Gemeinschaft reformierter
Kirchen sowie einige weitreichende
Initiativen aus dem Umfeld des Insti-
tutes für Theologie und Politik und der
Akademie Solidarische Ökonomie
zeichnen sich bereits ab. 

Von einer mittlerweile erfolgten Orts-
besichtigung im Karlsruher Stadtkloster,
welches das „casa comun“ vom 31.8.-
8.9. beherbergen wird, berichten
Christof Grosse und Peter Schönhöffer:
„Unser erster Besuch hat unsere Erwar-
tungen weit übertroffen. Bei einer
Führung durch das Gelände und die
Innenräume und in einem längeren
Gespräch mit dem Leiter des Stadtklos-
ters, dem ehemaligen Studierenden-
pfarrer Hans Jörg Krieg, konnten wir
eine ausdrückliche und auffallende Pass-
genauigkeit unseres Projekts mit den
Ausrichtungen der für die Kirche und
das großzügige Gartenareal zuständigen
Gemeinde St. Franziskus (welch Na-
mensübereinstimmung bereits schon mit
unseren Grundanliegen!) feststellen.” 

Das im November 2019 konstituier-
tes Bündnis basisökumenischer Grup-
pen und Netze betrachtet die 11.
Vollversammlung des Oekumenischen
Rates der Kirchen in Karlsruhe 2022 als
Gelegenheit, die Prioritäten des konzi-
liaren Prozesses gegenseitiger Ver-
pflichtung auf Gerechtigkeit, Frieden
und Bewahrung der Schöpfung, der
1983 vom OeRK auf den Weg gebracht
worden war, wieder stärker in den
Blickpunkt zu rücken.

“Es geht darum, aus einer die sozio-
ökonomischen und gesellschaftlichen
Machtstrukturen radikal in Frage stel-
lenden Perspektive Allianzen zu bilden
und in ernsthaftem Dialog mit jüngeren
Generationen gemeinsam Position zu
beziehen und zu handeln. Wie Teile der
Klimabewegung sagen: „System chan-
ge, not climate change!“ Wirtschaft-
liche und Klima-Gerechtigkeit für alle
Menschen werden sich nach derzeiti-
gem Ermessen nur durch eine funda-
mentale sozial-ökologische Transfor-
mation erreichen lassen. Und dies
erfordert letztlich eine Abkehr von den
unser Wirtschaften bislang dominieren-
den kapitalistischen Triebfedern Ren-
dite und Wachstum und die Hinwen-
dung zu einer das Gemeinwohl und
den Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen in den Mittelpunkt stellen-
den Ökonomie.”

PETER SCHÖNHÖFFER  
(Redaktionell bearbeitet)
Kontakt: Oekumenische Vernetzung Casa Común
2022, Koordination Martin Gück, EineWeltHaus,
Willy-Brandt-Platz 5, 69115 Heidelberg, Tel.: 0176
54471059, E-Mail: info@casa-comun-2022.de

® Freundeskreis des Plädoyer
für eine ökumenische
Zukunft

“Brunnen’_Workshop bei OeRK-Voll-
versammlung

Der Freundeskreis hat im September
2021 einen sogenannten „Brunnen-
Workshop“ bei der OeRK-Vollver-
sammlung in Karlsruhe 2022 angemel-
det zum Thema „Oekumenische
Bildung“. Dabei wird auf die über 40-
jährige Bildungsarbeit des PLÄDOYER
in Gestalt von Sommeruniversitäten,
Schriften und Memoranden zurückge-
griffen. Auch die neueren Veröffentli-
chungen, die zusammen mit der Pro
Oekumene-Initiative in Württemberg
herausgegeben wurden, nämlich „Das
Neue Narrativ“ und „Das Erbe Philip
Potters“ sollen im Workshop bekannt
gemacht und diskutiert werden.

Ein weiteres Heft zum Thema des
Workshops ist geplant. Die Aussage
„Die Liebe Christi bewegt, versöhnt
und eint“ darf nicht eine bloße
Behauptung bleiben. Sie gewinnt Reali-
tät, wenn Kirchen und ökumenische
Gruppen aktuelle Hausforderungen wie
Rassismus, Sexismus, ökonomische
Dominanz, Militarismus, Klimawandel
etc. miteinander und im Austausch mit
anderen Religionen und Weltanschau-
ungen angehen und in ihre Bildungs-
arbeit aufnehmen.

Da auch Basisgruppen einen Stand
für die ganze Zeit der Vollversammlung
bekommen können, wird der Freundes-
kreis einen solchen in Kooperation mit
Gruppen, die dem Oekumenischen
Netz in Deutschland angehören, bean-
tragen. Dort soll auch die mögliche Zu-
sammenarbeit über bestimmte Bil-
dungsthemen erörtert werden.

Kontakt: Freundeskreis des Plädoyer für eine ökumeni-
sche Zukunft, Pfr.i.R. Werner Gebert, Banweg 14,
72131 Ofterdingen, Tel.: 07473-959898

® Ohne Rüstung leben

Appell an die gastgebenden Kirchen
der 11. OeRK-Vollversammlung

“Krieg soll nach Gottes Willen nicht
sein” (Oekumenischer Rat der Kirchen,
1948 in Amsterdam)

Die Vollversammlung des Oekumeni-
schen Rates der Kirchen (OeRK) fin-
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® Christians for Future

Kirchen müssen sich wandeln

Christians For Future will erreichen,
dass die Kirchenleitungen das persönli-
che Gespräch mit der Politik suchen
und fordert einen deutlichen Wandel
hin zu klimagerechter Politik.

Die internationale ökumenische Zu-
sammenarbeit und weltkirchliche Soli-
darität wird gestärkt in Bezug auf die
gemeinsame Herausforderung der glo-
balen Klima- und Umweltkrise, die
viele Länder in Afrika, Lateinamerika,
Asien und Ozeanien besonders trifft.

Umstellung des eigenen Handelns

Die Landeskirchen und (Erz-)Bistümer
sollen sich das Ziel setzen,  bis 2030
Klimaneutralität zu erreichen. Haus-
haltsplanungen und Investitionsent-
scheidungen müssen an diesem Ziel
ausgerichtet werden.

Die Landeskirchen und (Erz-) Bis-
tümer stellen sicher, dass alle land- und
forstwirtschaftlichen Flächen in kirchli-
chem Besitz bis 2035 klimapositiv und
nach den Kriterien des Ökolandbaus
bewirtschaftet werden… Die Landes-
kirchen und (Erz-)Bistümer verpflich-
ten sich auf Divestment (Ausschluss-
kriterien für Geldanlagen) von Kohle,
Öl und Gas und verkünden diese
Verpflichtung öffentlichkeitswirksam.

Alle (Erz-)Diözesen und Landeskir-
chen schaffen pro 100.000 Kirchenmit-
gliedern eine Vollzeitstelle im Umwelt-
und Klimabereich. Auf nationaler Ebe-
ne richten die Kirchen Kompetenzstel-
len für Klimaneutralität ein.

Bewußtseinswandel innerhalb der
Kirchen

Die Kirchenleitungen sollten verpflich-
tende Fortbildungen für alle Haupt-
amtlichen zum Thema Klimakrise orga-
nisieren und verstärkt Schöpfungsver-
antwortung in Liturgie und Spiritualität
fördern.

Christians For Future ist ein  Zusam-
menschluss von ChristInnen, die sich
als Teil der For-Future-Bewegung für
Klimagerechtigkeit engagieren. 

Kontakt: „Christians for Future“ für Klimaschutz,
Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der
Schöpfung, Tobias Schäfer-Sell, c/o Ev.-luth.
Missionswerk in Niedersachsen, Referat Advocacy
International, Otto-Brenner-Str. 9, 30159 Hannover,
Tel.: 0511/1215-292, E-Mail kontakt@christians4f--
uture.org, www.christians4future.org

det 2022 erstmals in Deutschland
statt. Delegierte von 350 Kirchen aus
mehr als 120 Ländern treffen sich
vom 31. August bis 8. September
2022 in Karlsruhe.

Wir appellieren an die gastgeben-
den Kirchen: Nutzen Sie die Auf-
merksamkeit, die Ihnen im Vorfeld
und während der Vollversammlung
zu Teil wird! Bekennen Sie sich in
Deutschland und weltweit, in Kirche,
Staat und Gesellschaft eindeutig zum
gerechten Frieden!

Insbesondere erwarten wir von den
gastgebenden Kirchen, dass sie in der
Öffentlichkeit und gegenüber den
politisch Verantwortlichen eintreten:
• für einen umgehenden Beitritt zum
UN-Atomwaffenverbotsvertrag, um
die gefährlichsten aller Waffen von
dieser Welt zu bannen und die stän-
dige Bedrohung für die Menschheit
zu überwinden;
• für einen Stopp der Exporte von
Rüstungsgütern (insbesondere Klein-
waffen), die das Leid in den Kriegen
dieser Welt verschärfen und friedliche
Verständigung erschweren;
• für eine Umwidmung der Milliar-
den, die uns militärische Rüstung
jährlich kostet, zugunsten eines sozia-
len, friedensfördernden und klimage-
rechten Umbaus unserer Gesellschaft.
Kontakt: Ohne Rüstung Leben, Arndtstraße 31,
70197 Stuttgart, 0711 608396, www.ohne-ruestung-
leben.de

® Werkstatt Oekonomie

Kirchengemeinden auf dem Weg der
Transformation

Die Werkstatt Ökonomie setzt sich für
eine global nachhaltige Entwicklung
ein. Dazu muss insbesondere unsere
Wirtschaftsweise sozial und ökologisch
umgestaltet werden. Mit einem Projekt
will die Werkstatt Kirchengemeinden
mit dem Ansatz der Gemeinwohl-
Ökonomie (GWÖ) – dem Entwurf
einer ethischen Wirtschaftsordnung –
bekanntmachen.

Bisherige Projekte und Erfahrungen
aus der Kirche und der GWÖ-Bewe-
gung sollen zusammengeführt und wei-
terentwickelt werden.

Um die planetaren Grenzen nicht
weiter zu überschreiten und dadurch
das Überleben eines Großteils der
Menschheit  zu gefährden, gehe es da-
rum, in kurzer Zeit die Umkehr hin zu
einer sozial und ökologisch verträgli-

chen Wirtschafts- und Lebensweise zu
gestalten. 

Die Werkstatt Ökonomie will  dabei
Kirchengemeinden und den Ansatz der
Gemeinwohl-Ökonomie zusammen-
bringen, um einen glaubwürdigen
Gebrauch unserer christlichen Leitbil-
der – wie Nächstenliebe, Achtung der
Menschenwürde und gerechtes Teilen –
auch in wirtschaftlichen Zusammen-
hängen darstellen zu können.

Im Frühjahr 2022 werden Vertreter-
Innen der teilnehmenden Kirchenge-
meinden zu einer Regionalkonferenz
eingeladen. 

“Paradising”: Ein neues kirchliches
Narrativ

Paradising ist ein Konzept des
Menschseins im Garten Eden, unserer
Welt. Es ruft auf zur Rückbindung an
das Paradies, das bereits existiert, an die
religiösen Vorstellungen, die damit ver-
bunden sind und an das Leben mitei-
nander, wie es gedacht war. 

Mit Paradising bringen die Autor-
Innen eine neue Erzählung ins Spiel zu
der Frage: Wie können wir uns als
Menschen in der Schöpfung bewähren,
um die Zukunft offen zu halten?
„Unser Bild vom Paradies ist kulturell
entleert“, meint Dr. Sarah Köhler,
Referentin der Oekumenischen Arbeits-
stelle Anthropozän. „Dabei war es einst
voll und schön. Paradiesvorstellungen
begegnen uns überall. Aber die Sehn-
sucht ist uns dabei verloren gegangen.“ 

Paradising weckt die Sehnsucht nach
dem Paradies und den biblischen Vor-
stellungen. Paradising lädt ein, diese
Vorstellungen wieder mit Leben zu fül-
len und daran mitzuwirken, wie para-
diesisch es hier sein könnte. Hier rah-
men die Vorstellung vom himmlischen
Jerusalem in Offenbarung 21 und das
Bild des Gartens Eden in Genesis 2
unsere Realität. 

Es soll die Sehnsucht gefüttert wer-
denn, die unser Handeln bestimmt.
Dabei wehrt sich “Paradising” gegen
Implikationen einer Trennung von
Mensch und Schöpfung in Subjekt und
Objekt.

Vielmehr verfolgt das Konzept einen
integrativen Ansatz. Denn niemand ist
bloß angewiesenes oder ausgeliefertes
Subjekt und niemand ist uneinge-
schränkter Souverän auf dieser Erde.

Paradiesbilder zeigen den Menschen
nicht allein und isoliert, sondern inmit-
ten anderer Lebewesen und Pflanzen
und seinesgleichen, denn er soll ja nicht
allein sein. Paradising ist die sprachliche
Sehnsucht nach Gemeinschaft des
Lebens, allen Lebens. 

Kontakt: Werkstatt Ökonomie e.V. im WeltHaus
Heidelberg, Willy-Brandt-Platz 5, 69115 Heidelberg,
https://www.woek.de/themen-projekte/oekum-
arbeitsstelle-anthropozaen
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dungsstätte Burg Bodenstein.
Zwei Fragen sollen leiten durch diese

Tage: Wie gefällt uns diese Welt? Wie
gestalten wir die Welt so, dass sie uns
(noch besser) gefällt. Es ist ja doch die
einzige Welt, die wir haben.

Untersucht wird dabei auch der eige-
ne ökologische Fußabdruck. Dazu
befassen sich die Teilnehmenden mit
gewaltfreier Konfliktlösung und einem
nachhaltigen Umgang mit den
Ressourcen unserer Welt. Die Inhalte
werden altersspezifisch aufbereitet. Das
Programm wird vom freizeitpädagogi-
schen Team der Burg Bodenstein
gestaltet. Alle Tage haben einen geistli-
chen Rahmen.

Der Silvestertag wird festlich gestal-
tet. Dazu gehört ein Abendgottesdienst
ebenso dazu wie ein Buffet.

Kontakt: Internationaler Versöhnungsbund - deut-
scher Zweig e.V., Schwarzer Weg 8, 32423 Minden,

Tel.: 0571-850875, E-Mail vb@versoehnungsbund.de

® Oekumenisches Netz in
Deutschland

Wie gelingt es, den Wandel in die
Gemeinden zu tragen? 

Am Schlusstag der Klimakonferenz von
Glagow, am 13.11.2021, fanden sich
etwa ein halbes Hundert VertreterI-
nnen von ökumenischen Basisinitativen
zu einer einem virtuellen “Ratschlag’
zusammen. 

Der Anfang galt Initiativen wie  dem
“Ökumenischen Netzwerk Klimage-
echtigketi”, “Christians for Future”,
“Churches for Future”, “Aufbruch an-
ders Leben”, “Anders Wachsen” und
“Umkehr zum Leben”. Ein umfassen-
des Basisnetzwerk bietet seit Jahrzehn-
ten das Oekumenische Netz in
Deutschland. Herausgearbeitet wurden
Unterschiede und Gemeinsamkeiten.
Dazu wurde in den basisdemokrati-
schen Versuch der “Christen für den
Wandel” von Carsten Röhr eingeführt,
der weniger klimafokussiert, als viel-
mehr wandelbezogen arbeiten will.
Dazu ist eine Zoom-Konferenz noch in
2021 geplant. 

Den Nachmittag leiteten Thesen von
Dr. Bruno Kern für eine ökosoziale
Transformation ein. Er kritisierte die
These von der angeblich möglichen
Entkoppelung von Wirtschaftswachs-
tum und Ressourcenverbrauch und
betonte die Notwendigkeit zu einer
Postwachstumsökonomie sowie eines
Rückbaus der Industrialisierung. Es
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® Anders Wachsen

Wirtschaft braucht Alternativen zum
Wachstum

2011 gründete sich in Leipzig der
christliche Initiativkreis „anders wach-
sen“. Ziel war die Durchführung einer
kirchlichen Kampagne zum Thema
„Wirtschaft braucht Alternativen zum
Wachstum“. Derzeit arbeitet „anders
wachsen“ schwerpunktmäßig an der
Profilierung von Modellgemeinden, die
die Erkenntnisse von „anders wachsen“
in Gemeindearbeit und -aufbau umset-
zen.

Als Christinnen und Christen sind wir
überzeugt: Lebensqualität braucht kein
Wirtschaftswachstum. Und für eine
lebenswerte und gerechte Zukunft im
Einklang mit Gottes Schöpfung müssen
wir über den zerstörerischen Wachs-
tumszwang „hinauswachsen“ und uns
die entscheidende Frage stellen: Wo
wollen wir wirklich wachsen?

Die „anders wachsen“-Gemeinden
sind Erfahrungsorte und Experimen-
tierräume und erproben und leben im
Kleinen Alternativen – von der
Frömmigkeit über den Gemeindeauf-
bau bis zur praktischen Alltagspraxis.

Denn Christinnen und Christen wis-
sen: Es gibt immer Alternativen. Gott
selbst hat es durch Jesus vorgelebt.
Und sein Reich, seine neue Welt,
beginnt schon mitten unter uns. Und
das motiviert, mitten in dieser Welt
anders zu leben.

Die „anders wachsen“-Gemeinden
sind in diesem Sinne Reallabore für eine
neue Gesellschaft. 

Es gibt andere Möglichkeiten, Gesell-
schaft zu denken, die nicht auf dem
Leistungsprinzip und den sich daraus
ergebenden Ungleichheiten basieren.
Glaube und Frömmigkeit sind für uns
realistische Alternativen zu einem
Lebensstil, der sich auf Gewinnmaxi-
mierung und Selbstoptimierung kon-
zentriert. 

Kontakt: Initiativkreis „anders wachsen“, Paul-List-
Straße 19, 04103 Leipzig,E-Mail: juliane.assmann@
evlks.de, https://anders-wachsen.de

® Versöhnungsbund

„Wie machen wir die Welt, wie sie uns
gefällt?“

Zu Begegnungstagen zum Jahres-
wechsel vom 28.12.2021–01.01.2022
laden Versöhnungsbund und die
Oekumenische Initiative eine Welt
gemeinsam ein auf die Familienbil-

komme für die wohlhabenden Gesell-
schaften darauf an bereit zu werden,
mit wesentlich weniger Ressourcen aus-
zukommen. Dabei könnte im Gegen-
zug die wöchentliche Durchschnitts-
arbeitszeit auf 20 Stunden reduziert
werden.

Schließlich wurde über die Planungen
von Initiativen bei der Vollversamm-
lung des Weltkirchenrats 2022 infor-
miert.

Kontakt: Oekumenisches Netz in  Deutschland, c/o
Kommunale Oekumene, Berlin-Treptow-Köpenick,
Rudower Str, 23, 12557 Berlin, E-Mail infor@kom-
munale-oekumene.de. Weitere Informationen unter
www.oekumenischer-ratschlag.de

® Eine Welt-Läden

Solidarität und aktiver Klimaschutz

Praktische Beispiele für Lernschritte zu
Solidarität und zu gleich aktiven
Klimaschutz liefert die aus der ökume-
nischen Basisbewegung heraus gewach-
senen Bewegung der Eine-Welt-Läden.
In der November-Ausgabe der Zeit-
schrift ÖKO-TEST hat der Bio-Kaffee
„Faires Pfund“ von Fair Trade-Pionier
GEPA mit der Bestnote „gut“ als
Testsieger abgeschnitten. 

Im Hintergrundartikel „Kaffee ist
alle“ geht ÖKO-TEST auf die dramati-
schen Auswirkungen des Klimawandels
für Kaffee ein: Viele Arten sind vom
Aussterben bedroht, Schädlinge und
Krankheiten wie der Kaffeerost nehmen
zu. 

Der GEPA-Einkaufsmanager für
Kaffee, Kleber Cruz Garcia, sieht die
Schuld bei der Verbreitung von
Kaffeerost vor allem bei den niedrigen
Kaffeepreisen: „Wenn die Kosten des
Kaffeeanbaus die Einnahmen aus dem
Verkauf übersteigen, werden die
Kaffeepflanzen nicht mehr gepflegt, mit
Düngemitteln nicht versorgt, das
Unkraut nicht entfernt, die Insekten
nicht bekämpft.“ Der Klimawandel ver-
schärft das Phänomen. „Bei steigender
Temperatur und höherer Feuchtigkeit
hat der Kaffeerost schwache und alte
Kaffeepflanzen gefunden, die zu einer
schnellen Verbreitung des Pilzes beige-
tragen haben.“ 

Sein Fazit: „Der Klimawandel hat die
schlechte ökonomische Situation der
kleinen Bauern verstärkt“. Aufgrund
seiner langjährigen Verbindung mit den
KaffeeproduzentInnen ist er davon
überzeugt, dass es keinen Klimaschutz
ohne faire Preise gibt. 

Die von ökumenischen Initiativen ins
Leben gerufenen lokalen Eine-Welt-Lä-
den betreiben mit ihren öko-fairen Er-
zeugnissen aktiven Klimaschutz global.

Kontakt: Weltladen-Dachverband e.V.,Ludwigsstr.
11,55116 Mainz, Tel.: 06131/68907-80, E-Mail
info@weltladen.de
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Oekumenisches Büro Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30 / 4 20 82 02-0

Bremen
forum Kirche
Holler Allee 75, D-28209 Bremen
Tel.: 04 21 / 3 46 15-36
Fax: 04 21 / 3 46 15-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona
Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg
Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
Dieter Lomb, Baunsbergstr. 7
D-34131 Kassel
dieter.lomb@ekkw.de

Niedersachsen
Arbeitskreis Gerechtigkeit, Frieden,
Bewahrung der Schöpfung 
Tobias Schäfer-Sell, Ev.-luth. Missionswerk, 
Otto-Brenner-Str. 9, D-30159 Hannover,
Tel.: 0511/1215-292, E-Mail
t.schaefer@elm-mission.net

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess, Große Him-
melsgasse 3, D-67346 Speyer, Tel.:
0632/67150, info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
c/o Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  D-51063 Köln
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91 / 53 46-4 93
Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7
D-01067 Dresden
Tel.: 03 51/4 92 33 68
oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Annette Muhr-Nelson, Olpe 35 
D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31 / 54 09-72
Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73 /176 88 35
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12
D-74348 Lauffen am Neckar
Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik,
Rudower Str. 23, D-12557 Berlin,
Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
info@kommunale-oekumene.de
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Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige Projekte

Stiftung Oekumene

Konto bei der Evangelischen Bank
IBAN DE38 5206 0410 0000 4141 90

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür wird die Adresse
benötigt.
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regelmäßig erhalten? 
Nur 10,– Euro im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail
oder Post genügt.

Stiftung Oekumene, 
Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart,
ecunet@t-online.de
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